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Schullastenausgleich fir berufliche Schulen
(Kapitel 0420 und 1205)

Der besondere Sachkostenbeitrag fiir das Berufs-
kolleg fiir Informatik ist nicht gerechtfertigt und des-
halb aufzuheben.

1 Allgemeines

Die Stadt- bzw. Landkreise tragen die sachlichen Schulkosten der 6ffentlichen
beruflichen Schulen. Die Schulkosten sind in den Kreisen unterschiedlich hoch.
Zur Abgeltung der laufenden sachlichen Kosten erhalten die Kreise jahrlich
Sachkostenbeitrage.

Das wesentliche Element des Schullastenausgleichs ist der Sachkostenbeitrag.
Dies ist ein Betrag je Schiiler, den die Kreise bei der Verteilung der kommunalen
Finanzmittel vorweg erhalten. Jeder Kreis erhalt die Sachkostenbeitrage fir die
Schiiler, die seine beruflichen Schulen besuchen.

Der Sachkostenbeitrag flir das Berufskolleg fiir Informatik fallt aus zwei Griinden
auf. Er ist deutlich hoher als die Gbrigen Sachkostenbeitrage. Zudem wird das
Berufskolleg fiir Informatik nur an einer Schule im Land angeboten.

2 System der Sachkostenbeitrage

Nach dem Finanzausgleichsgesetz soll der Sachkostenbeitrag die laufenden
sachlichen Schulkosten der Kreise angemessen ausgleichen. Der Sachkosten-
beitrag kann fir jede Schulart, jeden Schultyp und jede Schulstufe verschieden
hoch festgesetzt werden. Der Gesetzgeber wahlte im Interesse der Ver-
waltungsvereinfachung ein pauschaliertes Verfahren.

AusgangsgrofRe fir die Sachkostenbeitrage sind die landesweiten Durch-
schnittskosten je Vollzeit- bzw. Teilzeitschiiler. 90 % davon setzt das Land als
kiinftige Sachkostenbeitrage fiir Vollzeit- bzw. Teilzeitschiler fest. Der Sach-
kostenbeitrag flir das Berufskolleg fiir Informatik wird entsprechend der
Steigerungsrate beim Sachkostenbeitrag flr Vollzeitschiler errechnet. Die
aktuellen Werte fir die beruflichen Schulen betragen 938 Euro fiir Vollzeit-
schiler, 389 Euro fiir Teilzeitschiler und 2.571 Euro fir Schiler des Berufs-
kollegs fir Informatik.

3 Besonderer Sachkostenbeitrag fiir das Berufskolleg fur Informatik

1978 richtete das Land den Vollzeit-Bildungsgang ,Berufskolleg fur Informatik
(dreijahrig)” ein. Er wird seither ausschlief3lich an einer Schule angeboten. 1987
forderte der Landkreis, zu dem die Schule mit dem Berufskolleg fir Informatik
gehort, einen erhdhten Sachkostenbeitrag. Seine Forderung begriindete er mit
den hohen Kosten.

Die beteiligten Ministerien standen der Forderung zunachst uneinig gegenuber,
die kommunalen Landesverbande lehnten sie ab. Letztere wiesen darauf hin,
dass es auch an anderen Standorten besonders teure Schulen gebe. AulRerdem
wirde eine Sonderregelung das pauschalierte Verfahren gefahrden. Der Land-
kreis dréngte auf eine Entscheidung zu seinen Gunsten, andernfalls solle das
Land die Tragerschaft ibernehmen.
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Schlieldlich fihrte das Land ab 1987 einen besonderen Sachkostenbeitrag fur
das Berufskolleg fur Informatik ein. Es begriindete seine Entscheidung mit den
hohen Investitionskosten des Kreises und der besonderen landesweiten Be-
deutung. Bereits 1988 erhdhte das Land die Sachkostenbeitrage flur alle beruf-
lichen Schulen zusatzlich, weil die Kreise in neue Technologien investieren
mussten.

4 Aktuelle Entwicklungen beim Berufskolleg fur Informatik

Die Schule mit dem Berufskolleg fur Informatik ist selbst innerhalb des Kreises
nicht die teuerste berufliche Schule. Trotzdem erhalt der Kreis immer noch, also
seit mehr als 20 Jahren, den besonderen Sachkostenbeitrag. 2008 waren dies
rund 350.000 Euro zusatzlich. Im Schuljahr 2007/08 besuchten 221 Schiler das
Berufskolleg fur Informatik, vor 15 Jahren waren es mehr als 400 Schuler.

5 Bewertung und Empfehlung

Der Sachkostenbeitrag kann nach dem Gesetz fur jede Schulart, jeden Schultyp
und jede Schulstufe verschieden hoch festgesetzt werden. Das Berufskolleg fur
Informatik gehort zur Schulart Berufskolleg und zum kaufmannischen Schultyp.
Es ist keine eigenstandige Kategorie, flr die ein Sachkostenbeitrag festgesetzt
werden kann. Der besondere Sachkostenbeitrag hat keine Rechtsgrundlage im
Finanzausgleichsgesetz.

Es gibt auch keine sachlichen Griinde, eine Rechtsgrundlage fir den be-
sonderen Sachkostenbeitrag zu schaffen. Das Land ermittelte keine Vergleichs-
werte anderer teurer Bildungsgénge. In allen beruflichen Schulen wird an-
spruchsvolle Hard- und Software eingesetzt. Eine solche Entwicklung deutete
sich schon an, als dieser Sachkostenbeitrag eingeflhrt wurde. Von einer be-
sonderen landesweiten Bedeutung kann aufgrund der Héhe und der Ent-
wicklung der Schulerzahl keine Rede sein.

Der besondere Sachkostenbeitrag ist weder rechtlich noch sachlich gerecht-
fertigt. Nach den Angaben des Landes wurde die nach den Vorwegentnahmen
verbleibende Finanzausgleichsmasse in den letzten 20 Jahren um durchschnitt-
lich 400.000 Euro je Jahr zugunsten des betroffenen Landkreises verringert.

Der Rechnungshof empfiehlt, den besonderen Sachkostenbeitrag fir das
Berufskolleg fur Informatik aufzuheben.

6 Stellungnahme des Ministeriums

Das Kultusministerium nahm im Einvernehmen mit dem Innenministerium und
dem Finanzministerium Stellung. Die Ministerien wollen die Angelegenheit in die
Gesprache mit den kommunalen Landesverbanden fir die Festsetzung der
Sachkostenbeitrage 2010 einbringen.



	Denkschrift 2009
	Rechnungshof Baden-Württemberg
	Denkschrift 2009

	Rechnungshof Baden-Württemberg
	1   Wirtschaftskrise bewältigen - Staatsfinanzen konsolidieren
	2   Vorschläge der Föderalismuskommission umsetzen - wirksame Schuldenbremse einbauen
	3   Strukturelle Konsequenzen ziehen
	3.1   Anschubfinanzierungen dürfen nicht zur Dauerfinanzierung werden
	3.2   Mischfinanzierungen vermeiden
	3.3   Stärkere Kongruenz zwischen Aufgaben- und Ausgabenverantwortung
	Wenn Aufgaben- und Ausgabenverantwortung zu weit auseinander klaffen, gerät das Kostenbewusstsein ins Hintertreffen. Die Kongruenz von Aufgaben- und Ausgabenverantwortung wirkt für sich schon kostendämpfend.
	3.4   Komplexität bewältigen statt komplexe Sachverhalte auch noch kompliziert ausgestalten
	3.5   Mehr Mut zur Entscheidung

	4   Aufgaben erfüllen - Verwaltung stärken
	1   Parlamentarische Beratung der Denkschrift 2008
	2   Weitere Berichte des Rechnungshofs seit der letzten Denkschrift
	1   Vorlage und Gestaltung der Haushaltsrechnung des Landes
	2   Ergebnisse der Haushaltsrechnung
	3   Haushaltsüberschüsse
	4   Feststellungen des Rechnungshofs nach § 97 Abs. 2 Nr. 1 und 2 Landeshaushaltsordnung
	5   Druck- und Darstellungsfehler
	6   Haushaltsüberschreitungen
	7   Buchungen an unrichtiger Stelle
	1   Haushalts-Soll und Haushalts-Ist 2007
	2   Jahresvergleich - einschließlich Vorschau auf das Haushaltsjahr 2008
	3   Globale Minderausgaben
	4   Haushaltsreste
	4.1   Haushaltsjahr 2007
	4.2   Jahresvergleich

	1   Verschuldungslage
	1.1   Schuldenentwicklung
	1.2   Haushaltsmäßige Kreditaufnahme und Tilgung
	1.3   Kreditaufnahme und Schuldendienst
	1.4   Pro-Kopf-Verschuldung

	2   Zinsausgaben und Steueraufkommen
	3   Ausgabenstruktur
	4   Beurteilung und Fazit
	5   Landesschuldbuch
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	1   Bisherige Prüfungserfahrungen
	2   Mögliche Großschadensereignisse 
	Lokale oder regionale Schadensfälle mit Auswirkungen auf die IuK-Infrastruktur und die Verfügbarkeit von Daten wichtiger Fachverfahren können sein:
	3   Wesentliche Feststellungen
	3.1   Ganzheitliches Konzept zur IuK-Ausfallvorsorge fehlt
	3.2   Zentrale Kommunikations- und Informationsdienste müssen verfügbar sein
	3.3   Risikofolgenabschätzungen und Notfallorganisation bei IuK-Fachverfahren
	3.4   Fehlende Wirtschaftlichkeit und fehlende Alternativen

	4   Zusammenfassende Wertung und Empfehlung
	5   Stellungnahmen der Ministerien
	1   Vorbemerkung
	2   Feststellungen
	3   Bewertung
	4   Empfehlungen
	5   Stellungnahmen der Ministerien
	6   Schlussbemerkung
	1   Verbundförderung in Baden-Württemberg
	2   Schwachstellen der Verbundförderung
	2.1   Förderinstrumente wirken sich zu wenig aus
	2.2   Tarifregelungen sind uneinheitlich
	2.3   Verbundübergreifende Tarife für kürzere Fahrten fehlen

	3   Empfehlungen
	3.1   Einheitliche Tarifbestimmungen bis hin zu einem Landesverbundtarif
	3.2   Verbundförderverträge

	4   Stellungnahme des Ministeriums
	5   Schlussbemerkung
	1   Landestraßenbau
	1.1   Generalverkehrsplan
	1.2   Bearbeitungsstand
	1.3   Finanzierung des Generalverkehrsplans
	1.4   Bewertung
	1.5   Empfehlungen

	2   Kennzahlen zur Steuerung von Bundes- und Landesstraßenprojekten
	2.1   Feststellungen
	2.2   Empfehlungen für die Nutzung der Kennzahlen

	3   Erstattungen durch den Bund
	4   Anlagebuchhaltung für das unbewegliche Anlagevermögen
	4.1   Umsetzung in der Straßenbauverwaltung
	4.2   Empfehlung

	5   Stellungnahme des Ministeriums
	6   Schlussbemerkung
	1   Ausgangspunkt
	2   Prüfungsergebnisse
	2.1   Bauvorhaben werden nicht priorisiert
	2.2   Bedarfsnachweise fehlen häufig
	2.3   Kalkulatorische Richtwerte für Bauausgaben werden nicht beachtet
	2.4   Ausbaustandard ist größtenteils überzogen

	3   Folgerungen und Empfehlungen
	4   Stellungnahme des Ministeriums
	5   Schlussbemerkung
	1   Ausgangspunkt
	2   Bevölkerungs-, Arbeitsplatz- und Mobilitätsentwicklung
	3   Prognostizierte verkehrliche Entwicklung
	4   Entlastungswirkung der geplanten Straße
	5   Folgerungen und Empfehlungen
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Außerunterrichtliche Veranstaltungen
	2   Untersuchungsergebnisse
	2.1   Veranstaltungsarten
	2.1.1   Projekttage
	2.1.2   Wanderungen und Jahresausflüge
	2.1.3   Lehr- und Studienfahrten
	2.1.4   Schullandheimaufenthalte
	2.1.5   Lerngänge und Betriebserkundungen
	2.1.6   Sonstige außerunterrichtliche Veranstaltungen
	2.1.7   Chor-, Orchester- und Sporttage
	2.1.8   Bildungsfördernde Veranstaltungen
	2.1.9   Schüleraustausch
	2.1.10   Internationale Schülerbegegnungen

	2.2   Zusammenfassung und Bewertung

	3   Reisekosten der Lehrkräfte
	3.1   Darstellung
	3.2   Bewertung

	4   Empfehlungen
	5   Stellungnahme des Ministeriums
	1   Allgemeines
	2   Schulbetrieb
	2.1   Nachfrage
	2.2   Neuaufnahmen
	2.3   Schulträgerschaft

	3   Internatsbetrieb
	3.1   Einzugsbereiche der Internate
	3.2   Weitere Gründe für die Internatsunterbringung
	3.3   Gebühren
	3.4   Kostendeckung der Internatsgebühren

	4   Bewertung
	4.1   Schulbetrieb
	4.2   Internatsbetrieb
	4.3   Resümee

	5   Empfehlungen
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Allgemeines
	2   System der Sachkostenbeiträge
	3   Besonderer Sachkostenbeitrag für das Berufskolleg für Informatik
	4   Aktuelle Entwicklungen beim Berufskolleg für Informatik
	5   Bewertung und Empfehlung
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	Ausgangslage
	2   Anlass, Ziel und Durchführung der Prüfung
	3   Erhebungsgrundlagen und methodische Vorgehensweise
	4   Feststellungen
	4.1   Personalbedarfsermittlung
	4.2   Ländervergleiche
	4.3   Benchmark-Vergleiche

	5   Empfehlungen
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Entwicklung des Justizhaushalts
	2   Gebühren
	3   Gerichtsgebühren in einzelnen Bereichen
	4   Auswirkungen des Kostenrechtsmodernisierungsgesetzes
	5   Auslagen des Landes in Rechtssachen
	6   Empfehlungen des Rechnungshofs
	7   Stellungnahme des Ministeriums
	8   Schlussbemerkung
	1   Ausgangslage
	2   Feststellungen
	2.1   Prüfungszeitraum und Prüfungsgegenstand
	2.2   Struktur der Finanzierung
	2.3   Deckung der Personal- und Sachkosten durch Einnahmen aus Forschungs- und Entwicklungsaufträgen
	2.4   Technologietransfer in die mittelständische Wirtschaft
	2.5   Investitionen
	2.6   Controlling

	3   Fachevaluation
	4   Empfehlungen
	4.1   Allgemein
	4.2   Mehr industrielle Aufträge akquirieren
	4.3   Zusammenarbeit verstärken und Marketing verbessern
	4.4   Nötige Mittel für institutionelle Förderung sichern und strategisch verteilen
	4.5   Controlling vereinheitlichen und verbessern

	5   Stellungnahme des Ministeriums
	6   Schlussbemerkung
	1   Vorbemerkung
	2   Unwirtschaftliches Förderverfahren
	Landesweit sind bei den vier Regierungspräsidien 12 Mitarbeiter mit dem Förderverfahren befasst. Jährlich könnten Personalkosten von mindestens 230.000 Euro vermieden werden. In einem der Regierungspräsidien werden etwa doppelt so viele Anträge wie jeweils bei den anderen bewilligt, bei nahezu gleicher Personalausstattung. Obwohl sich die Zuwendungen seit Mitte der Neunzigerjahre von 30,9 Mio. Euro auf 13,5 Mio. Euro verringert haben, blieb die personelle Besetzung in den Regierungspräsidien unverändert.
	3   Unzulängliche Fördervorgaben
	3.1   Bagatellgrenzen
	3.2   Eigenleistungen der Kirchen
	3.3   Vorbewilligungen
	3.4   Münsterbauhütten

	4   Fehlerhafte Umsetzung der Fördervorgaben
	4.1   Denkmalpflegerische Priorität
	4.2   Unbedenklichkeitsbescheinigungen
	4.3   Vorzeitiger Beginn einer Maßnahme
	4.4   Verminderung der zuwendungsfähigen Ausgaben
	4.5   Eigenleistungen der Kommunen und Kirchen

	5   Parallelität von Landesförderung und Steuerbegünstigung
	6   Empfehlungen
	7   Stellungnahme des Ministeriums
	1   Ausgangslage 
	2   Gründe für das Vorhalten des Wohnraums
	3   Wesentliche Feststellungen
	3.1   Bestand an Wohneinheiten und Wohnungen
	3.2   Auslastungsquote der Wohnheime
	3.3   Kosten und Erlöse 
	3.4   Zuschuss des Landes 
	Den erwirtschafteten Defiziten stehen bei den einzelnen Zentren feste Zuschüsse des Landes gegenüber, die sich an der Höhe der zu erwartenden Defizite orientieren.
	Tabelle 4
	Soweit die einzelnen Zentren Zuschüsse erhalten, die die erwirtschafteten Defizite übersteigen, werden sie für allfällige Investitionen in den Folgejahren verwendet. Soweit die Zuschüsse hinter den Defiziten zurückbleiben, muss die Differenz aus dem Betriebsergebnis ausgeglichen werden.


	4   Potenziale zur Verbesserung der Wirtschaftlichkeit
	4.1   Wohnraumbestand reduzieren
	4.2   Kosten senken
	4.3   Erlöse verbessern
	4.4   Landeszuschuss reduzieren

	5   Besondere Situation in Calw
	6   Stellungnahme des Ministeriums 
	1   Ausgangslage
	2   Hochwasserschutz optimieren
	3   Wirtschaftlichkeit sachgerecht untersuchen
	4   Oberflächenentwässerung verbessern
	5   Stellungnahme des Ministeriums
	6   Schlussbemerkung
	1   Ausgangslage
	2   Ablauf und Methode der Prüfung
	3   Prüfungsfeststellungen
	3.1   Fiskalische Bedeutung der Unterhaltszahlungen
	3.2   Bearbeitungsqualität bei Unterhaltsfällen
	3.2.1   Gesamtergebnis
	3.2.2   Zeitliche Entwicklung
	3.2.3   Fehlerursachen

	3.3   Landesweite finanzielle Auswirkung (Hochrechnung)
	3.4   Weitere Erkenntnisse
	3.4.1   Auswirkung des Risikomanagementsystems 
	3.4.2   Maßnahmen der Verwaltung zur Verbesserung der Arbeitsqualität 
	3.4.3   Arbeitsaufzeichnungen


	4   Bewertung und Empfehlungen
	4.1   Fortbildungen beim Inlandsunterhalt erforderlich
	4.2   Weisungslage beim Auslandsunterhalt bis Veranlagungszeitraum 2006
	4.3   Weisungslage beim Auslandsaufenthalt ab Veranlagungszeitraum 2007
	Die Weisung der Oberfinanzdirektion an die Finanzämter, wonach die bundeseinheitlichen Vorgaben konsequent umzusetzen sind, ist sinnvoll. Gleiches gilt für die jüngst herausgegebene Checkliste. Fraglich ist jedoch, ob beide Maßnahmen ausreichen. Zu denken geben insoweit die Aussagen der Finanzämter zum Erklärungsverhalten, zur Nachweisproblematik und zur Verifizierbarkeit der eingereichten Bescheinigungen und Nachweise. Diese lassen den Schluss zu, dass die Finanzämter vor ähnlichen Problemen stehen, wie sie auch beim Verfahren bis zum Veranlagungszeitraum 2006 gestanden haben. Zu befürchten ist deshalb, dass die Bearbeiter aus Zeitmangel und wegen fehlender Überprüfungsmöglichkeiten auch die neuen Verwaltungsanweisungen wohl nicht konsequent umsetzen werden. Die Ergebnisse aus den Arbeitsaufzeichnungen liefern hierfür erste Anhaltspunkte.

	5   Stellungnahme des Ministeriums
	6   Schlussbemerkung
	1   Vorbemerkung
	2   Gegenstand und Umfang der Prüfung
	3   Prüfungsfeststellungen
	3.1   Steuerbescheinigungen und Kostenzusammenstellungen fehlen
	3.2   Finanzämter unterlassen Remonstration
	3.3   Finanzämter üben eigenes Prüfungsrecht nicht aus
	3.4   Besonderheiten bei Erwerbermodellen
	3.5   Unbefristete Antragsmöglichkeit

	4   Finanzielles Ergebnis der Prüfung
	5   Bewertung und Empfehlungen
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Ein neues Gebäude für den Höchstleistungsrechner
	2   Das Ergebnis der Prüfung
	3   Verfahrensmängel
	4   Nicht genutzte Einsparpotenziale
	4.1   Flächenbemessung
	4.2   Fassade
	4.3   Gestaltung des Innenhofs
	4.4   Technische Gebäudeausrüstung

	Bei wirtschaftlicher Planung und Bemessung der Wasser- und Abwasseranlagen, der Heizungs-, Lüftungs- und elektrischen Anlagen hätten nach Berechnungen des Rechnungshofs insgesamt über 400.000 Euro eingespart werden können.
	5   Empfehlung
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Ausgangslage
	2   Ergebnis der Prüfung
	2.1   Zügige Abwicklung
	2.2   Verfahren
	2.3   Veröffentlichung der Verkaufsangebote

	3   Angemessenheit der Verkaufspreise
	3.1   Verkauf des Forstamts Karlsruhe
	3.2   Verkauf des ehemaligen Vermessungs- und Forstamts Schramberg
	3.3   Verkauf des Forstamts Steinheim am Albuch
	Der Verkehrswert des ehemaligen Forstamtsgebäudes in Steinheim am Albuch (Landkreis Heidenheim) wurde von einem Sachverständigen nach der Sachwertmethode mit 300.000 Euro ermittelt. Auf dem Grundstück ist eine weitere Baumöglichkeit vorhanden, deren Wert mit mindestens 60.000 Euro anzusetzen ist. Außerdem hatte das Land 2001 und 2002 insgesamt 210.000 Euro für Sanierungs- und Umbaumaßnahmen investiert.

	4   Weitere Defizite und Verbesserungspotenziale
	4.1   Unterschiedliche Qualität der Wertermittlung
	Die Wertermittlung der angebotenen Grundstücke war von unterschiedlicher Qualität. Während die Immobilienabteilungen der Ämter die Ertragswerte der Grundstücke in der Regel sachgerecht und kompetent bestimmten, wiesen die Sachwertermittlungen in einigen Fällen Fehler und Unsicherheiten auf. Nicht alle Ämter verfügen über die zur Ermittlung von Sachwerten erforderliche Kompetenz.
	4.2   Wertermittlung durch Dritte
	4.3   Kaufpreisfälligkeit
	4.4   Aktenführung und Dokumentation

	5   Empfehlungen
	6   Stellungnahmen des Landesbetriebs und des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Ausgangslage
	2   Feststellungen zur Organisation der Abfallwirtschaft
	2.1   Abfallkonzepte und Schulungen
	2.2   Keine landesweite Koordination
	2.3   Gespaltene Zuständigkeit vor Ort
	2.4   Ausschreibung und Vergabe von Versorgungsleistungen
	Soweit die Universitäten nicht aufgrund örtlicher Satzungen zur Andienung der Abfälle bei örtlichen Entsorgungsträgern verpflichtet sind, gelten für Aufträge an Entsorgungsunternehmen die allgemeinen Vergabebestimmungen. Während diese Vergabevorschriften von einzelnen Universitäten (Heidelberg und Tübingen) akkurat eingehalten werden, vergeben andere ihre Entsorgungsleistungen weitgehend freihändig. Sie lassen die wirtschaftlichen Potenziale, die der Wettbewerb bietet, ungenutzt und setzen sich der Gefahr von Sanktionen wegen Verstößen gegen das Vergaberecht aus. In Heidelberg und Tübingen führte die öffentliche Ausschreibung der Entsorgungsdienstleistungen zu günstigeren Preisen als an den anderen Universitäten.

	3   Feststellungen zur Entsorgung der einzelnen Abfallarten
	3.1   Hausmüllähnlicher Restmüll
	3.2   Papierabfall
	3.3   Biomüll
	3.4   Gefahrstoffe
	3.5   Andere Abfallarten
	Die Universitäten Heidelberg, Tübingen, Konstanz, Ulm und Hohenheim haben zentrale Wertstoffhöfe eingerichtet, bei denen Abfall, der zugleich Wertstoff ist, abgegeben werden kann.

	4   Empfehlungen
	4.1   Allgemeine Empfehlungen
	4.1.1   Abfallkonzept und Abfallberichte
	4.1.2   Einsparung bei den Restmüllkosten
	4.1.3   Einsatz von Presscontainern statt Müllgroßbehältern
	4.1.4   Einsatz von Mehrwegbehältern bei der Gefahrstoffentsorgung

	4.2   Empfehlungen für einzelne Universitäten

	5   Stellungnahme des Ministeriums 
	1   Geschichte und Aufgabenstellung der drei Landesbühnen 
	1.1   Badische Landesbühne Bruchsal
	1.2   Württembergische Landesbühne Esslingen
	1.3   Landestheater Württemberg-Hohenzollern Tübingen Reutlingen

	2   Wirtschaftliche Situation der Landesbühnen
	2.1   Ausgaben
	2.2   Eigene Einnahmen
	2.3   Zuschüsse des Landes und der Kommunen
	2.4   Ziel der Prüfung des Rechnungshofs

	3   Einsparpotenziale bei der Personalausstattung
	3.1   Personalausstattung insgesamt
	3.2   Einsparpotenziale

	4   Verbesserung der Einnahmen
	5   Bemessung des Landeszuschusses
	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	1   Ausgangslage
	2   Wesentliche Prüfungsfeststellungen
	2.1   Vorbereitung der Sonderausstellungen
	2.2   Ausschreibung und Vergabe von Transportleistungen
	2.2.1   Keine öffentliche Ausschreibung und fehlende vergaberechtliche Kompetenz
	2.2.2   Fehler im Ausschreibungsverfahren

	2.3   Gestaltung der Leihverträge
	2.3.1   Benennung des Transportunternehmens im Leihvertrag
	2.3.2   Versicherung des Ausstellungsgutes
	2.3.3   Ungewöhnliche Gegenleistungen

	2.4   Gestaltung der Transportverträge
	2.5   Abrechnung der Transportverträge

	3   Empfehlungen
	3.1   Aufbau der notwendigen juristischen Kompetenz
	3.2   Rechtzeitige Vorbereitung der Ausstellungen
	3.3   Beachtung des Vergaberechts
	3.4   Gestaltung der Leihverträge
	3.5   Gestaltung und Abwicklung der Transportverträge
	3.6   Schaffung einer Qualitätsnorm Kunsttransporte

	4   Stellungnahme des Ministeriums
	Das Wissenschaftsministerium hat - angestoßen durch die Feststellungen des Rechnungshofs und durch einschlägige Anfragen der EU-Kommission - noch im Jahr 2006 die Landesmuseen auf die Rechtslage bei binnenmarktrelevanten Vergaben von Kunsttransporten hingewiesen. Es hat namens der Landesmuseen gegenüber dem federführenden Wirtschaftsministerium zugesagt, dass bestimmte von der EU-Kommission beanstandete binnenmarktrelevante Direktvergaben von Kunsttransporten in Baden-Württemberg künftig unterbleiben. Die Museen seien in der Folgezeit mehrfach angehalten worden, die rechtlichen Vorgaben und die vom Rechnungshof vorgetragenen Beanstandungen zu beachten.
	Parallel dazu hätten beim Deutschen Museumsbund und im Arbeitskreis der Deutschen Kunstmuseen Gespräche mit dem Ziel stattgefunden, die rechtliche Situation bei der Vergabe von Kunsttransporten zu klären und zu bundesweiten Handlungsanleitungen zu kommen. Dieser Prozess sei aufgrund der hohen Komplexität des Problems bis heute nicht abgeschlossen. Noch nicht abschließend geklärt sei, ob Vergaben im Einzelfall dadurch erleichtert werden könnten, dass zuvor im Wege der Ausschreibung eine Rahmenvereinbarung für Kunsttransporte mit einem Unternehmen abgeschlossen wird. Auch die Frage, wie mit den verbindlichen Vorgaben von Leihgebern außerhalb der Europäischen Union europarechtskonform umzugehen ist, sei noch offen.
	Ein baden-württembergischer Sonderweg, etwa durch die Schaffung einer eigenen Landesqualitätsnorm für Kunsttransporte, sei vor diesem Hintergrund gegenwärtig nicht erfolgversprechend.
	Das Ministerium teilt die Auffassung des Rechnungshofs, dass bei den Landesmuseen zusätzliche Kompetenz für die ordnungsgemäße Ausschreibung und Vergabe von Transportdienstleistungen aufzubauen sei. Das Ministerium strebe eine Bündelung von Aufgaben bei den Verwaltungen der Landesmuseen an. In diesem Zusammenhang werde auch zu entscheiden sein, wo und wie die zusätzliche Fachkompetenz für die Vergabe von Transportaufträgen aufgebaut werden kann. Darüber hinaus könnten die Museen heute schon die Unterstützung des Logistikzentrums der Landesverwaltung bei anspruchsvollen Ausschreibungen in Anspruch nehmen.
	5   Schlussbemerkung
	1   Die Geschichte des Archäologischen Landesmuseums
	2   Die Organisation des Archäologischen Landesmuseums
	3   Stärken und Verbesserungspotenziale des Museumsbetriebs
	3.1   Die Zweigmuseen
	3.2   Das Museum in Konstanz

	4   Defizite der Haushalts- und Wirtschaftsführung
	4.1   Personalwesen
	4.2   Haushaltswesen und Buchhaltung
	4.3   Beschaffungen und Materialverwaltung

	5   Empfehlungen
	5.1   Behebung der festgestellten Defizite
	5.2   Neuorganisation des Archäologischen Landesmuseums
	5.2.1   Konzentration des Museums in Konstanz
	5.2.2   Zuordnung des Zentralen Fundarchivs zum Landesamt für Denkmalpflege
	5.2.3   Betreuung der Zweigmuseen durch das Archäologische Landesmuseum
	5.2.4   Ressortzuständigkeit
	Die vom Regierungspräsidium Stuttgart in die Diskussion gebrachte Lösung, das Archäologische Landesmuseum vollständig in das Landesamt für Denkmalpflege zu integrieren und in die fachliche Verantwortung des Wirtschaftsministeriums zu überführen, würde zwar einige der festgestellten Defizite beheben können, wäre aber gegenüber der vom Rechnungshof vorgeschlagenen nur die zweitbeste Lösung.
	5.2.5   Verzicht auf Umwandlung in einen Landesbetrieb
	Das Landesmuseum ist nach Größe und vorhandener Verwaltungskraft nicht geeignet, die mit der Umwandlung in einen Landesbetrieb verbundenen zusätzlichen Herausforderungen zu bewältigen. Es ist auch nicht ersichtlich, welche Vorteile die neue Organisationsform für das Landesmuseum hätte, die nicht auch im Rahmen eines klassischen Regiebetriebes realisiert werden könnten. Das wirtschaftliche Volumen ist angesichts der stagnierenden Besucherzahlen ohnehin so gering, dass sich durch die Umwandlung keine neuen Spielräume ergeben würden.

	5.3   Weitere Verbesserungen der Wirtschaftlichkeit
	Durch realitätsnähere Druckauflagen der Publikationen können Herstellungs- und Lagerkosten eingespart werden.
	Weitere Einsparungen sind möglich, wenn bei Beschaffungen wie vorgesehen die Unterstützung des Logistikzentrums Baden-Württemberg in Anspruch genommen wird.


	6   Stellungnahme des Ministeriums 
	7   Schlussbemerkung
	1   Die Entwicklung der Staatlichen Kunsthalle Baden-Baden
	2   Die Prüfung des Rechnungshofs
	3   Wesentliche Prüfungsfeststellungen
	3.1   Fehlverhalten des früheren Leiters der Kunsthalle
	3.2   Personalausstattung
	3.3   Personalwirtschaft
	3.4   Vorhalten eines Dienstfahrzeugs
	3.5   Kassenwesen
	3.6   Katalogverwaltung
	3.7   Räumliche Ausstattung des Museums
	3.8   Gebäudebewirtschaftung

	4   Haushaltsverstöße beim Umbau
	5   Empfehlungen
	5.1   Behebung der festgestellten Defizite
	5.2   Langfristige Perspektiven

	6   Stellungnahme des Ministeriums
	7   Schlussbemerkung
	B012_Deckblatt.pdf
	Denkschrift 2009
	Rechnungshof Baden-Württemberg




